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Beachte

Bezugszeitraum;

Abs.1Z8ab 1.1.2013 vgl. § 124b Z 227

Abs. 1 Z 6 lit. a und lit. ¢ bis j und Abs. 3 ab 1.1.2013 (Veranlagungsjahr 2013) vgl. § 124b Z 242

Text
Werbungskosten

8 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder
Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und Ausgaben fir den Erwerb oder Wertminderungen von
Wirtschaftsgiitern sind nur insoweit als Werbungskosten abzugsféhig, als dies im folgenden ausdriicklich
zugelassen ist. Hinsichtlich der durchlaufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. Werbungskosten sind
bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. Werbungskosten sind auch:

1. Schuldzinsen und auf besonderen Verpflichtungsgriinden beruhende Renten und dauernde
Lasten, soweit sie mit einer Einkunftsart in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Abzuziehen
sind auch Renten und dauernde Lasten sowie Abfindungen derselben, wenn die Renten und
dauernden Lasten zum Erwerb einer Einkunftsquelle gedient haben. Ein Abzug ist jedoch nur
insoweit zuléssig, als die Summe der verausgabten Betrdge (Renten, dauernde Lasten, ganzliche
oder teilweise Abfindungen derselben sowie allfdllige Einmalzahlungen) den Wert der
Gegenleistung (8 29 Z 1) libersteigt.
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2. Abgaben und Versicherungsbeitrage, soweit sie sich auf Wirtschaftsguter beziehen, die dem

Steuerpflichtigen zur Einnahmenerzielung dienen.

3. a) Pflichtbeitrdge zu gesetzlichen Interessenvertretungen auf offentlich-rechtlicher Grundlage
sowie Betriebsratsumlagen.

b) Beitrage fur die freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsverbanden und Interessenvertretungen.
Die Beitrage sind nur unter folgenden Voraussetzungen abzugsfahig:

- Die Berufsverbdnde und Interessenvertretungen mussen sich nach ihrer Satzung und
tatsachlichen Geschaftsfihrung ausschlieBlich oder tberwiegend mit der Wahrnehmung
der beruflichen Interessen ihrer Mitglieder befassen.

- Die Beitrdge kdnnen nur in angemessener, statutenmaRig festgesetzter Hohe abgezogen
werden.

4. a) Beitrage des Versicherten zur Pflichtversicherung in der gesetzlichen Sozialversicherung.

b) Beitrdge zu den zusétzlichen Pensionsversicherungen, die vom Pensionsinstitut der Linzer
Elektrizitats-, Fernwdrme- und Verkehrsbetriebe AG, vom Pensionsinstitut fir Verkehr und
offentliche Einrichtungen und nach der Bundesforste-Dienstordnung durchgefiihrt werden.

c¢) Pensions(Provisions)pflichtbeitrdge der Bediensteten der Gebietskdrperschaften und
Pflichtbeitrage der Bediensteten offentlich-rechtlicher Korperschaften zu
Versorgungseinrichtungen, soweit auf Grund o6ffentlich-rechtlicher Vorschriften eine
Verpflichtung zur Teilnahme an einer solchen Versorgungseinrichtung besteht.

d) Beitrdge auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen der von §25 Abs.1 Z4 und §29 Z4
erfaldten Personen.

e) Pflichtbeitrdge zu Versorgungs- und Unterstiitzungseinrichtungen der Kammern der
selbstdndig Erwerbstétigen, soweit diese Einrichtungen der Kranken-, Unfall-, Alters-,
Invaliditats- und Hinterbliebenenversorgung dienen; weiters Beitrdge zu einer inlandischen
gesetzlichen Krankenversicherung sowie Beitrdge zu einer Krankenversicherung auf Grund
einer in- oder auslandischen gesetzlichen Versicherungspflicht. Beitrdge zu Einrichtungen, die
der Krankenversorgung dienen, Beitrdge zu inlandischen gesetzlichen Krankenversicherungen
sowie Beitrdge zu einer Krankenversicherung auf Grund einer in- oder auslandischen
gesetzlichen Versicherungspflicht sind nur insoweit abzugsfahig, als sie der Hohe nach
insgesamt Pflichtbeitrdgen in der gesetzlichen Sozialversicherung entsprechen.

f) Beitrdge von Arbeitnehmern zu einer auslandischen Pflichtversicherung, die einer
inlandischen gesetzlichen Sozialversicherung entspricht.

g) Beitrdge von Grenzgéngern zu einer inlandischen oder ausléandischen gesetzlichen
Krankenversicherung. Grenzgéanger sind im Inland anséssige Arbeitnehmer, die im Ausland
ihren Arbeitsort haben und sich in der Regel an jedem Arbeitstag von ihrem Wohnort dorthin
begeben.

h) Beitrdge von Arbeitnehmern zu ausléndischen Pensionskassen, die auf Grund einer
auslandischen gesetzlichen Verpflichtung zu leisten sind.

5. Von Arbeitnehmern beim Steuerabzug vom Arbeitslohn entrichtete Wohnbauférderungsbeitrage

im Sinne des Bundesgesetzes Uber die Einflhrung eines Wohnbauférderungsbeitrages, BGBI.

Nr. 13/1952.

6. Ausgaben des Steuerpflichtigen fiir Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte. Fir die
Berucksichtigung dieser Aufwendungen gilt:

a) Diese Ausgaben sind durch den Verkehrsabsetzbetrag (8§ 33 Abs. 5 Z 1) abgegolten. Nach
Malgabe der lit. b bis j steht zusétzlich ein Pendlerpauschale sowie nach MalRgabe des § 33
Abs. 5 Z 4 ein Pendlereuro zu. Mit dem Verkehrsabsetzbetrag, dem Pendlerpauschale und dem
Pendlereuro sind alle Ausgaben fiir Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstétte abgegolten.

b) (Anm.: Tritt mit 1.5.2013 in Kraft)

c) Betragt die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstatte mindestens 20 km und ist die

Benutzung eines Massenbeférderungsmittels zumutbar, betrdgt das Pendlerpauschale:
Bei mindestens 20 km bis 40 km 696 Euro jahrlich,
bei mehr als 40 km bis 60 km 1 356 Euro jahrlich,
bei mehr als 60 km 2 016 Euro jahrlich.

d) Ist dem Arbeitnehmer die Benutzung eines Massenbefdrderungsmittels zwischen Wohnung
und Arbeitsstatte zumindest hinsichtlich der halben Entfernung nicht zumutbar, betragt das
Pendlerpauschale abweichend von lit. c:

Bei mindestens 2 km bis 20 km 372 Euro jéhrlich,
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bei mehr als 20 km bis 40 km 1 476 Euro jahrlich,
bei mehr als 40 km bis 60 km 2 568 Euro jahrlich,
bei mehr als 60 km 3672 Euro jahrlich.

e) Voraussetzung fur die Beriicksichtigung eines Pendlerpauschales gemé&R lit. ¢ oder d ist, dass
der Arbeitnehmer an mindestens elf Tagen im Kalendermonat von der Wohnung zur
Avrbeitsstatte fahrt. Ist dies nicht der Fall gilt Folgendes:

- Fahrt der Arbeitnehmer an mindestens acht Tagen, aber an nicht mehr als zehn Tagen im
Kalendermonat von der Wohnung zur Arbeitsstatte, steht das jeweilige Pendlerpauschale
zu zwei Drittel zu. Werden Fahrtkosten als Familienheimfahrten beriicksichtigt, steht kein
Pendlerpauschale fir die Wegstrecke vom Familienwohnsitz (8 20 Abs. 1 Z 2 lit. ) zur
Avrbeitsstétte zu.

- Féhrt der Arbeitnehmer an mindestens vier Tagen, aber an nicht mehr als sieben Tagen im
Kalendermonat von der Wohnung zur Arbeitsstétte, steht das jeweilige Pendlerpauschale
zu einem Drittel zu. Werden Fahrtkosten als Familienheimfahrten beriicksichtigt, steht
kein Pendlerpauschale fiir die Wegstrecke vom Familienwohnsitz (§ 20 Abs. 1 Z 2 lit. )
zur Arbeitsstétte zu.

Einem Steuerpflichtigen steht im Kalendermonat hochstens ein Pendlerpauschale in vollem
Ausmal} zu.

f) Bei Vorliegen mehrerer Wohnsitze ist fiir die Berechnung des Pendlerpauschales entweder der
zur Arbeitsstétte ndchstgelegene Wohnsitz oder der Familienwohnsitz (§ 20 Abs. 1 Z 2 lit. e)
maRgeblich.

g) Fir die Inanspruchnahme des Pendlerpauschales hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber auf
einem amtlichen Vordruck eine Erklarung (ber das Vorliegen der Voraussetzungen
abzugeben. Der Arbeitgeber hat die Erklarung des Arbeitnehmers zum Lohnkonto (8§ 76) zu
nehmen. Anderungen der Verhaltnisse fiir die Beriicksichtigung des Pendlerpauschales muss
der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber innerhalb eines Monates melden.

h) Das Pendlerpauschale ist auch fir Feiertage sowie fir Lohnzahlungszeitrdume zu
beriicksichtigen, in denen sich der Arbeitnehmer im Krankenstand oder Urlaub befindet.

i) Wird ein Arbeitnehmer, bei dem die Voraussetzungen fiir die Bericksichtigung eines
Pendlerpauschales vorliegen, tberwiegend im Werkverkehr gemals 8 26 Z 5 befordert, steht
ihm ein Pendlerpauschale nur fir jene Wegstrecke zu, die nicht im Werkverkehr zurlickgelegt
wird. Erwachsen ihm fir die Beférderung im Werkverkehr Kosten, sind diese Kosten bis zur
Hdohe des sich aus lit. ¢, d oder e ergebenden Betrages als Werbungskosten zu berlcksichtigen.

j) Der Bundesminister fur Finanzen wird ermdchtigt, Kriterien zur Festlegung der Entfernung
und der Zumutbarkeit der Benltzung eines Massenverkehrsmittels mit Verordnung
festzulegen.

7. Ausgaben flr Arbeitsmittel (zB Werkzeug und Berufskleidung). Ist die Nutzungsdauer der
Arbeitsmittel 1&nger als ein Jahr, ist Z 8anzuwenden.

8. Absetzungen fiir Abnutzungen und fir Substanzverringerungen (88 7 und 8). Gehort ein
abnutzbares Wirtschaftsgut (insbesondere Gebdude) nicht zu einem Betriebsvermdogen, gilt fir
die Bemessung der Absetzung fiir Abnutzung oder Substanzverringerung Folgendes:

a) Grundsétzlich sind die tatsachlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu Grunde zu
legen. Bei der Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind § 6 Z 11 und 12 zu
beriicksichtigen. § 13 ist anzuwenden.

b) Wird ein Wirtschaftsgut unentgeltlich erworben, ist die Absetzung fir Abnutzung des
Rechtsvorgangers fortzusetzen.

¢) Wird ein zum 31. Mérz 2012 nicht steuerverfangenes Grundstiick im Sinne des § 30 Abs. 1
erstmalig zur Erzielung von Einklnften verwendet, sind der Bemessung der Absetzung fiir
Abnutzung die fiktiven Anschaffungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung zur
Einkunfteerzielung zu Grunde zu legen.

d) Bei Geb&uden, die der Erzielung von Einkinften aus Vermietung und Verpachtung dienen,
kénnen ohne Nachweis der Nutzungsdauer jéhrlich 1,5% der Bemessungsgrundlage (lit. a bis
c) als Absetzung fiir Abnutzung geltend gemacht werden.

9. Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen fiir Verpflegung und Unterkunft bei ausschlieRlich
beruflich veranlassten Reisen. Diese Aufwendungen sind ohne Nachweis ihrer Hohe als
Werbungskosten anzuerkennen, soweit sie die sich aus § 26 Z 4 ergebenden Betrédge nicht
Ubersteigen. Dabei steht das volle Tagesgeld fur 24 Stunden zu. Hohere Aufwendungen fir
Verpflegung sind nicht zu berlcksichtigen.
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10. Aufwendungen fir Aus- und FortbildungsmalBnahmen im Zusammenhang mit der vom
Steuerpflichtigen ausgelibten oder einer damit verwandten beruflichen Tétigkeit und
Aufwendungen fiir umfassende Umschulungsmaflnahmen, die auf eine tatsdchliche Ausiibung
eines anderen Berufes abzielen. Aufwendungen fiir Nachtigungen sind jedoch héchstens im
AusmaR des den Bundesbediensteten zustehenden Nachtigungsgeldes der Hochststufe bei
Anwendung des § 13 Abs. 7 der Reisegebiihrenvorschrift zu berticksichtigen.

(2) Zu den Werbungskosten zahlt auch die Erstattung (Rlckzahlung) von Einnahmen, sofern weder
der Zeitpunkt des ZuflieBens der Einnahmen noch der Zeitpunkt der Erstattung willkirlich festgesetzt
wurde. Steht ein Arbeitnehmer in einem aufrechten Dienstverhéltnis zu jenem Arbeitgeber, dem er
Arbeitslohn zu erstatten (riickzuzahlen) hat, so hat der Arbeitgeber die Erstattung (Ruckzahlung) beim
laufenden Arbeitslohn als Werbungskosten zu berticksichtigen.

(3) Fur Werbungskosten, die bei nichtselbstandigen Einkiinften erwachsen, ist ohne besonderen
Nachweis ein Pauschbetrag von 132 Euro jéhrlich abzusetzen. Dies gilt nicht, wenn diese Einkiinfte den
Anspruch auf den Pensionistenabsetzbetrag (8 33 Abs. 6 und § 57 Abs. 4) begrinden. Der Abzug des
Pauschbetrages darf nicht zu einem Verlust aus nichtselbsténdiger Arbeit fiihren. Ohne Anrechnung auf
den Pauschbetrag sind abzusetzen:

- Werbungskosten im Sinne des Abs. 1 Z 3 mit Ausnahme der Betriebsratsumlagen

- Werbungskosten im Sinne des Abs. 1 Z 4 und 5

- der Pauschbetrag gemall Abs. 1Z 6

- dem Arbeitnehmer fiir den Werkverkehr erwachsende Kosten (Abs. 1 Z 6 lit. i letzter Satz) und
- Werbungskosten im Sinne des Abs. 2.
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